
Rechtsmittel Erfolg hatte, teilweise Erfolg hatte oder erfolglos war bzw. zurück­
genommen wurde.

Ein Rechtsmittel hat Erfolg, wenn das zweitinstanzliche Gericht dem mit dem 
unbeschränkt eingelegten oder auf bestimmte Komplexe beschränkten Rechtsmittel 
verfolgten Anliegen entspricht oder noch darüber hinausgeht. Das kann auch aus 
anderen als den im Rechtsmittel genannten Gründen geschehen sein.

Bei einem erfolgreichen Rechtsmittel des Angeklagten oder der anderen Be­
teiligten sowie des Staatsanwalts zugunsten des Angeklagten trägt der Staats­
haushalt die Auslagen des Rechtsmittelverfahrens und — falls die Sache zur er­
neuten Verhandlung und Entscheidung an das erstinstanzliche Gericht zurückver­
wiesen wird — auch die Auslagen des weiteren Verfahrens (§ 367 Abs. 1 StPO). 
Der Staatshaushalt trägt hier sowohl die ihm selbst entstandenen Auslagen als 
auch die notwendigen Auslagen des Angeklagten. Diese Auslagenentscheidung be­
rücksichtigt die Tatsache, daß das Rechtsmittelgericht die Berechtigung der Kritik 
an der gerichtlichen Entscheidung erster Instanz anerkannte.

Anders ist es, wenn ein zuungunsten des Angeklagten eingelegtes Rechtsmittel 
zum Erfolg führte (§ 367 Abs. 1 StPO). In diesem Falle hat er die im Rechtsmittel­
verfahren entstandenen Auslagen des Staatshaushalts und seine eigenen Auslagen 
sowie die Auslagen des weiteren Verfahrens zu tragen.

Ein Rechtsmittel hat dann teilweisen Erfolg, wenn ihm nur in beschränktem 
Umfange stattgegeben wird, z. B. wenn das zweitinstanzliche Gericht anstelle des 
mit der Berufung erstrebten Freispruchs lediglich eine Strafmilderung oder eine 
Abänderung des Schuldausspruchs vornimmt. Hat ein Rechtsmittel des Angeklag­
ten oder der Protest des Staatsanwalts zuungunsten des Angeklagten nur teilwei­
sen Erfolg, sind die Auslagen des Rechtsmittelverfahrens und des weiteren Ver­
fahrens auf den Angeklagten und den Staatshaushalt angemessen zu verteilen 
(§ 367 Abs. 2 StPO).

Dieser gesetzlichen Regelung liegt das Anliegen zugrunde, überspitzte Rechts­
mittel vermeiden zu helfen. Derjenige, der ein Rechtsmittel einzulegen gewillt 
ist, soll abwägen, was er mit dem Rechtsmittel anfechten will, statt unüberlegt 
vorzugehen und die erstinstanzliche Entscheidung pauschal anzufechten. Unge­
rechtfertigte pauschale Kritiken verursachen nicht nur unproduktive Mehrarbeit 
für die Rechtsmittelinstanz, sondern meist auch erhöhte Auslagen. So etwa, wenn 
Voraussetzungen für eine Strafmilderung bestehen, mit der Berufung jedoch Frei­
spruch beantragt und dadurch eine erneute Beweisaufnahme mit nochmaliger 
Vernehmung von Zeugen, Sachverständigen usw. notwendig wird, oder, wenn 
bei einem Freispruch der Staatsanwalt mit dem Protest pauschal bezüglich aller 
Handlungen die Verurteilung des Angeklagten beantragt.

Bei erfolglosen Rechtsmitteln hat die Auslagen des Rechtsmittelverfahrens 
derjenige zu tragen, dessen Rechtsmittel erfolglos blieb. Wird die Berufung ver­
worfen oder als unbegründet zurückgewiesen, werden die Auslagen des Rechts­
mittelverfahrens dem Angeklagten auferlegt. Gleiches gilt, wenn die Berufung 
zurückgenommen wird. Wird dagegen der Protest zurückgenommen oder als unbe­
gründet zurückgewiesen, hat der Staatshaushalt die Auslagen des Rechtsmittel­
verfahrens zu tragen (§ 367 Abs. 3 StPO).
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